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aktuelle stellungnahme 6/08 

Verwaltungsverfahrensrechtliche Umsetzung der Dienstleistungsricht-

linie: Was bringt der Bund/Länder-Musterentwurf? 

Von Dr. Alexander Windoffer∗

I. Einführung 

Die bis zum 28.12.2009 umzusetzende EG-

Dienstleistungsrichtlinie (im Folgenden: 

DLRL)1 betrifft in vielfältiger Weise auch das 

Verwaltungsverfahrensrecht: So müssen die 

Mitgliedstaaten u. a. einheitliche Ansprech-

partner zur Unterstützung der Verfahrens-

abwicklung integrieren (Art. 6 DLRL), spezi-

fische Informationspflichten derselben und der 

Fachbehörden einführen (Art. 7 DLRL), die 

elektronische Verfahrenabwicklung und 

Informationsübermittlung ermöglichen (Art. 7 

Abs. 3, Art. 8 DLRL) und Beschleunigungs-

maßnahmen wie z. B. vorab festgelegte Ent-

scheidungsfristen und Genehmigungsfiktionen 

(Art. 13 Abs. 3, 4 DLRL) implementieren. Zur 

legislativen Umsetzung dieser Vorgaben 

haben Bund und Länder einen Musterentwurf 

erstellt,2 dessen Regelungsvorschläge nach-

folgend vorgestellt, an den Bestimmungen der 

Richtlinie gespiegelt und bewertet werden 

sollen. Anschließend ist aufzuzeigen, welcher 

darüber hinausgehende, im Musterentwurf 

aber nicht berücksichtigte verwaltungsver-

fahrensrechtliche Regelungsbedarf besteht. 

II. Regelungsvorschläge des Muster-

entwurfs 

1. Verfahrensabwicklung über einheit-
liche Ansprechpartner 

a) Einbeziehung der Kontaktstellen in den 

Verfahrensablauf 

Gemäß Art. 6 Abs. 1 DLRL muss Dienst-

leistern die Möglichkeit offenstehen, sämtliche 

die Aufnahme und Ausübung ihrer Tätigkeiten 

betreffenden behördlichen Verfahren über 

einheitliche Ansprechpartner abzuwickeln, die, 

ohne zwingend zugleich zuständige Behörde 

zu sein (Art. 6 Abs. 2 DLRL), als Front Office 

die gesamte Verfahrenskorrespondenz 

zwischen Dienstleister und zuständigen Be-

hörden bündeln und hierbei (ohne Eingriffs-

befugnisse gegenüber den Fachbehörden) 

zugunsten des Dienstleisters auf eine zügige 

Verfahrensabwicklung hinwirken sollen.3 

Der Musterentwurf verblüfft zunächst weniger 

durch die Verortung der entsprechenden Ver-

fahrensregelungen in Abschnitt 1 a des Teils V 

(§§ 71a ff. VwVfG)4 als durch die damit ver-

bundene Ersetzung der bisherigen Be-

schleunigungsvorschriften dieses Abschnitts. 

Letztere gehen entweder – so § 71c VwVfG – 

in § 25 VwVfG auf oder – so §§ 71b, 71d und 

71e VwVfG – werden als bereits vom all-

gemeinen Zügigkeitsgebot des § 10 Satz 2 

VwVfG umfasst bzw. zum festen Behörden-

repertoire gehörig betrachtet und, da ihre 

Signalwirkung erreicht sei, künftig für entbehr-

lich gehalten.5 Der Abschnitt soll den Titel 

„Verfahren über eine einheitliche Stelle“ tragen 

– eine höchst missverständliche Bezeichnung 

für die lediglich als Mittler fungierenden ein-

heitlichen Ansprechpartner, die, wie durch Art. 

6 Abs. 2 DLRL klargestellt und auch in der 

Entwurfsbegründung bekräftigt,6 gerade nicht 

allzuständige Einheitsbehörde sein sollen; eine 

bedenkliche Formulierung auch unter 

Haftungsgesichtspunkten, angesichts deren, 

wie nicht häufig genug anzumahnen,7 auch 

vom 11. August 2008 
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und gerade im Außenverhältnis eindeutige 

Transparenz bezüglich der Verteilung von 

Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten 

zwischen Behörden und einheitlichen An-

sprechpartnern herrschen sollte.8 

§ 71a Abs. 1 VwVfG neu macht die An-

wendung des Verfahrens über „einheitliche 

Stellen“ von einer Anordnung durch Rechts-

vorschrift abhängig. Dies erscheint bei vorder-

gründiger Betrachtung plausibel, da die Richt-

linie zwar viele, aber nicht sämtliche Ver-

waltungsverfahren betrifft. Zu bedenken ist 

hingegen, dass damit die gesetzgebungs-

technisch ineffiziente und zudem – nicht zu-

letzt in Anbetracht der Vielzahl zur Normen-

prüfung und Rechtsetzung berufener Stellen – 

fehleranfällige Änderung tausender Rechtsvor-

schriften, z. B. jeder einzelnen gewerbliche 

Tätigkeiten regelnden kommunalen Friedhofs-

satzung, erforderlich würde. Insofern konter-

kariert der Musterentwurf seine eigene Ziel-

setzung,9 die Entlastungsfunktion der Kodi-

fikation des allgemeinen Verfahrensrechts10 

fruchtbar zu machen. Näher läge es statt-

dessen, vergleichbar dem geltenden § 71a 

VwVfG, der für Vorhaben im Rahmen einer 

wirtschaftlichen Unternehmung und damit 

ebenfalls nicht für alle Verfahren gilt, den An-

wendungsbereich positiv zu definieren und 

hierbei auf die Begriffe der selbständigen 

Tätigkeiten i. S. v. Art. 43, 50 Abs. 1 EGV11 

bzw. Art. 4 Nr. 1 und 5 DLRL zurückzugreifen. 

Freilich sollte, wie im Musterentwurf vor-

gesehen, der Anwendungsbereich auch auf 

Inländer ausgedehnt werden.12 Überdies sollte 

das Betätigungsfeld der einheitlichen An-

sprechpartner alle von Dienstleistern abzu-

wickelnden Verfahren, mithin auch die von der 

Richtlinie ausgenommenen (z. B. An-

meldungen beim Finanzamt oder der Kranken-

kasse), umfassen, um die Aufnahme und Aus-

übung selbständiger Tätigkeiten, wie durch Art. 

10, 47 Abs. 2, 55 EGV gefordert, tatsächlich 

effektiv zu erleichtern.13 Eine generelle An-

ordnung, in den im o. g. Sinne definierten 

Fällen das Verfahren über den einheitlichen 

Ansprechpartner zu eröffnen, hätte zudem den 

Vorteil, eventuelle Umsetzungsdefizite in den 

Spezialgesetzen auffangen zu können. Die 

vorgesehene Einzelfallanordnung mit der Ver-

lagerung der Mühen einer Feststellung des 

Anwendungsbereichs von den Behörden auf 

den Gesetzgeber zu begründen,14 überzeugt 

nicht, da der normenprüfende und -

anwendende Personenkreis insbesondere auf 

kommunaler Ebene vielfach identisch sein 

dürfte und auch der geltende § 71a VwVfG mit 

dem Merkmal „wirtschaftliche Unternehmung“15 

ähnliche Abgrenzungsleistungen erfordert. 

§ 71a Abs. 2 VwVfG neu soll sicherstellen, 

dass die zuständigen Behörden die in diesem 

Abschnitt geregelten Pflichten auch dann er-

füllen, wenn der Antragsteller oder Anzeige-

pflichtige auf die – ihm selbstverständlich frei-

gestellte16 – Inanspruchnahme des einheit-

lichen Ansprechpartners verzichtet und die 

Fachbehörden direkt kontaktiert. 

Hinsichtlich der Aufgaben- und Funktions-

zuweisung an den einheitlichen Ansprech-

partner folgt der Musterentwurf im Wesent-

lichen dem „Speyer-Gutachten“;17 weiter-

gehende Modellüberlegungen hin zu 

Verfahrensführungs- oder Entscheidungs-

kompetenzen18 der Ansprechpartner haben 

getreu der politischen Zielsetzung, EG-

Richtlinien grundsätzlich nur „eins zu eins“ 

umzusetzen,19 keinen Eingang gefunden. § 

71b VwVfG neu regelt in Abs. 1 die Entgegen-

nahme und unverzügliche Weiterleitung von 

Anzeigen, Anträgen, Willenserklärungen und 

Dokumenten durch die „einheitliche Stelle“. 

Abs. 2 fingiert deren Zugang bei der zu-

ständigen Behörde drei Tage nach dem Ein-

gang bei der „einheitlichen Stelle“ (Satz 1)20 

und verlagert damit das Risiko der verspäteten 

Weiterleitung vom Dienstleister auf die zu-

ständige Behörde; der Eingang bei der „ein-

heitlichen Stelle“ ist fristwahrend (Satz 2). 

Diese Regelung verdient den Vorzug gegen-

über dem Vorschlag der EG-Kommission, für 

den Beginn des Laufs behördlicher Ent-

scheidungsfristen bereits auf den Eingang 

beim einheitlichen Ansprechpartner abzu-

stellen,21 womit Art. 6 Abs. 2 DLRL zuwider in 
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die Verfahrensführungskompetenz der zu-

ständigen Behörden eingegriffen würde. § 71b 

Abs. 3 und 4 VwVfG neu setzen die formalen 

Vorgaben der Art. 13 Abs. 5 und 6 DLRL be-

treffend die Erteilung einer Empfangs-

bestätigung und die unverzügliche An-

forderung nachzureichender Unterlagen um. 

§ 71d Satz 1 VwVfG neu verpflichtet „einheit-

liche Stelle“ und zuständige Behörde, ge-

meinsam auf eine ordnungsgemäße und 

zügige Verfahrensabwicklung hinzuwirken. 

Damit statuiert der Musterentwurf eine – ab-

weichend von Amtshilfegrundsätzen dauer-

hafte22 – wechselseitige Unterstützungspflicht 

aller „einheitlichen Stellen“ und zuständigen 

Behörden, wobei für die Länder in Halbsatz 2 

folgende Alternativformulierung vorgeschlagen 

wird: „(...) die Pflicht zur Unterstützung besteht 

auch gegenüber einheitlichen Stellen oder 

sonstigen Behörden des Bundes oder anderer 

Länder.“ Letztere zielt auf die 

wissenschaftsseitig angemahnte Möglichkeit 

zur Überschreitung der Verbandskompetenz23 

ab. Nach § 71d Satz 2 VwVfG neu hat die 

zuständige Behörde ferner den Kontaktstellen 

die erforderlichen Informationen zum Ver-

fahrensstand zur Verfügung zu stellen; dies 

trägt der Unterstützerfunktion des einheitlichen 

Ansprechpartners Rechnung,24 die Art. 6 DLRL 

über die Botenfunktion hinaus im Wege 

systematischer, historischer und teleologischer 

Auslegung zu entnehmen ist.25 

b) Insbesondere: Modifikation der Be-

kanntgaberegeln 

Infolge der DLRL rückt die Übermittlung von 

Verwaltungsakten ins Ausland stärker in den 

Blick. Der Musterentwurf ergänzt hierzu die 

Bekanntgaberegeln an zwei Stellen: Zunächst 

wird § 41 Abs. 2 Satz 1 VwVfG in zwei Sätze 

aufgetrennt, dessen erster wie bisher die nach 

drei Tagen eintretende Bekanntgabever-

mutung für schriftliche Verwaltungsakte im 

Inland regelt, dessen zweiter nun aber lauten 

soll: „Ein elektronisch übermittelter Ver-

waltungsakt gilt bei der Übermittlung im Inland 

oder in das Ausland am dritten Tage nach der 

Absendung als bekannt gegeben.“ Im 

Geltungsbereich dieser allgemeinen Regelung 

bleibt betreffend den Zugang von Schrift-

stücken bei Beteiligten ohne Sitz im Inland § 

15 VwVfG (Bestellung eines Empfangsbevoll-

mächtigten, anderenfalls Zugangsfiktion nach 

sieben Tagen) unberührt. 

Für die von der DLRL erfassten Verfahren 

sollen Spezialregelungen gelten: Zunächst 

bestimmt § 71b Abs. 5 VwVfG neu, dass Ver-

waltungsakte (nur) auf Verlangen des 

Adressaten über die „einheitliche Stelle“ be-

kannt gegeben werden. Dies ist inkonsequent, 

da die umfassend zu verstehenden Begriffe 

des „Verfahrens“ und des „Abwickelns“ über 

einheitliche Ansprechpartner in Art. 6 und 8 

DLRL26 auch den behördlichen Rücklauf ein-

beziehen, ohne dass diesbezüglich – dem 

Effizienzgedanken zuwider – in jedem Einzel-

fall eine Willensbekundung des Adressaten 

eingeholt werden müsste.27 Stattdessen sollten 

die Behörden umgekehrt bis zum Eingang 

einer gegenteiligen Verlautbarung des Antrag-

stellers davon ausgehen können, dass der 

einmal eingeschaltete einheitliche Ansprech-

partner weiter einbezogen bleiben soll. 

Angelehnt an § 122 Abs. 2 Nr. 2 AO, sieht 

sodann § 71b Abs. 6 VwVfG neu in Satz 1 vor, 

dass ein schriftlicher Verwaltungsakt bei der 

Übermittlung in das Ausland durch die Post 

einen Monat nach Aufgabe zur Post als be-

kannt gegeben gilt. Der neue Satz 2 trifft eine 

dem geltenden § 41 Abs. 2 Satz 2 VwVfG ent-

sprechende Regelung zum Ausschluss der 

Zugangsvermutung,28 und Satz 3 neu schließt 

die Forderung nach Bestellung eines 

Empfangsbevollmächtigten aus. Die geplante 

Zugangsvermutung nach einem Monat gemäß 

§ 71b Abs. 6 Satz 1 VwVfG neu erscheint vor 

dem Hintergrund des Ziels der Verfahrens-

beschleunigung29 nicht unproblematisch, da 

dieser Zeitraum bei der Festlegung der Be-

arbeitungsfristen (§ 42a Abs. 2 VwVfG neu)30 

zu berücksichtigen wäre. Infolge dessen 

müssten für die von der DLRL erfassten Vor-

gänge tendenziell längere Fristen festgelegt 

werden, um die Genehmigungsfiktion zu ver-
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meiden. Dass hierbei eine evtl. Differenzierung 

der Fristen zwischen Inländern und EU-

Ausländern gegen das Art. 43, 49 f. DLRL 

immanente Diskriminierungsverbot31 verstieße, 

bedarf keiner Vertiefung. 

2. Informationspflichten 

Wie oben 1. a) erwähnt, sollen wesentliche 

Inhalte der im aktuellen § 71c VwVfG ge-

regelten Vorantragsberatung in den neuen § 

25 Abs. 2 VwVfG eingehen, nämlich die Er-

örterungspflicht betreffend Nachweise und 

Unterlagen sowie Möglichkeiten zur Be-

schleunigung. Die Vollständigkeitsmitteilung 

des geltenden § 71c Abs. 3 VwVfG wird als 

Soll-Vorschrift übernommen. Für Verfahren 

über „einheitliche Stellen“ ist bezüglich der 

Informationspflichten zwischen den Zuständig-

keitsbereichen der einheitlichen Ansprech-

partner (Art. 7 Abs. 1 DLRL) und der Fachbe-

hörden (Art. 7 Abs. 2 DLRL) zu 

differenzieren.32 § 71c Abs. 1 VwVfG neu soll 

mit Blick auf den einheitlichen Ansprechpartner 

Art. 7 Abs. 1 und 4 DLRL wie folgt umsetzen: 

„Die einheitliche Stelle erteilt auf Anfrage un-

verzüglich Auskunft über die maßgeblichen 

Vorschriften, die zuständigen Behörden, den 

Zugang zu den öffentlichen Registern und 

Datenbanken, die zustehenden Verfahrens-

rechte und Einrichtungen, die den Antragsteller 

oder Anzeigepflichtigen bei der Aufnahme oder 

Ausübung seiner Tätigkeit unterstützen. Sie 

teilt unverzüglich mit, wenn eine Anfrage zu 

unbestimmt ist.“33 § 71c Abs. 2 VwVfG neu 

sieht bezogen auf die Fachbehörden (Art. 7 

Abs. 2 DLRL) vor: „Die zuständigen Behörden 

erteilen auf Anfrage unverzüglich Auskunft 

über die maßgeblichen Vorschriften und deren 

gewöhnliche Auslegung. Nach § 25 erforder-

liche Anregungen und Auskünfte werden un-

verzüglich gegeben.“ Ergänzend müsste hier 

für Fälle eines direkten Kontakts zwischen 

Dienstleister und zuständiger Behörde eben-

falls eine Regelung für zu unbestimmte An-

fragen (Art. 7 Abs. 4 DLRL) eingefügt werden. 

3. E-Government 

Den von der Richtlinie begünstigten Dienst-

leistern und Verbrauchern soll sowohl die Ab-

wicklung von Verwaltungsverfahren (Art. 8 

DLRL) als auch die Wahrnehmung ihrer 

Informationsrechte (Art. 7 Abs. 3 DLRL) „aus 

der Ferne und elektronisch“ möglich sein, un-

abhängig davon, ob der betreffende Vorgang 

über einheitliche Ansprechpartner oder im 

direkten Behördenkontakt abläuft.34 Anders als 

im geltenden § 3a VwVfG hat das Prinzip der 

Freiwilligkeit für die Eröffnung des 

elektronischen Kanals35 im Anwendungs-

bereich der DLRL daher künftig keinen Be-

stand mehr. Zur Umsetzung der Vorgaben der 

Richtlinie ordnet § 71e VwVfG neu in der ge-

botenen Kürze an: „Das Verfahren nach 

diesem Abschnitt wird auf Verlangen in 

elektronischer Form abgewickelt. § 3a Abs. 2 

Satz 2 und 3 und Abs. 3 bleiben unberührt.“ 

4. Entscheidungsfristen und Ge-
nehmigungsfiktion 

Art. 13 Abs. 3 DLRL verpflichtet die Mitglied-

staaten, Genehmigungsanträge in jedem Fall 

binnen einer vorab festgelegten Frist, 

beginnend mit Eingang der vollständigen 

Unterlagen, zu bearbeiten, wobei die Frist 

einmal aus Gründen der Komplexität der An-

gelegenheit für eine begrenzte Dauer ver-

längert werden kann, was zu begründen und 

vor Ablauf der ursprünglich gesetzten Frist 

mitzuteilen ist. Unterbleibt eine fristgerechte 

Antwort, tritt gemäß Art. 13 Abs. 4 DLRL im 

Regelfall eine Genehmigungsfiktion ein; hier-

von abweichende Regelungen bedürfen der 

Rechtfertigung durch zwingende Gründe des 

Allgemeininteresses. 

§ 42a Abs. 1 VwVfG neu des Musterentwurfs 

kehrt dieses eindeutige Regel-Ausnahme-

Verhältnis wie folgt um: „Eine beantragte Ge-

nehmigung gilt nach Ablauf einer für die Ent-

scheidung festgelegten Frist als erteilt (Ge-

nehmigungsfiktion), wenn dies durch Rechts-

vorschrift angeordnet und der Antrag hin-

reichend bestimmt ist. Die Vorschriften über 
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die Bestandskraft von Verwaltungsakten und 

über das Rechtsbehelfsverfahren gelten ent-

sprechend.“ Diese Einzelfallanordnung ver-

dient aus den gleichen Gründen wie § 71a 

Abs. 1 VwVfG neu36 Kritik. Sie birgt außerdem 

in besonderem Maße das Risiko von Um-

setzungsdefiziten. Denn mit dem geplanten § 

42a Abs. 1 VwVfG im Rücken dürften sich die 

zur Normenprüfung und -anpassung berufenen 

Körperschaften nicht vergleichbar dem Druck 

ausgesetzt sehen, Ausnahmen von der Ge-

nehmigungsfiktion in jedem Einzelfall gut be-

gründen zu müssen. Es steht daher in diesem 

Punkt ein tendenziell nachlässigerer Umgang 

mit den Vorgaben der Richtlinie zu befürchten. 

Gemäß § 42a Abs. 2 Satz 1 VwVfG neu, der 

die Bestimmungen zur Entscheidungsfrist in 

Art. 13 Abs. 3 DLRL umsetzt, beträgt diese 

Frist drei Monate, soweit durch Rechtsvor-

schrift nichts Abweichendes bestimmt ist. 

Diese Flexibilität wird dem nationalen Gesetz-

geber nicht zuletzt mit Blick auf die unter-

schiedlichen Bekanntgabevermutungen in §§ 

41 Abs. 2, 71b Abs. 6 VwVfG neu ein-

geräumt.37 Sieht man einmal davon ab, dass 

eine im Verwaltungsverfahrensgesetz fest-

gelegte Regelfrist von drei Monaten geeignet 

wäre, Umsetzungsdefizite in Form versäumter 

Fristenregelungen in Spezialgesetzen zu-

mindest mit dieser Auffangregelung zu ver-

meiden, dürfte sie den Bedürfnissen des 

konkreten Verfahrens selten entsprechen, da 

sie z. B. für einfache Anzeigevorgänge erheb-

lich zu lang und z. B. für komplexe umwelt-

rechtliche Genehmigungsverfahren deutlich zu 

kurz ausfiele. 

Die Genehmigungsfiktion enthält zwar keine 

Fiktion der Rechtmäßigkeit des Verwaltungs-

akts, sie ersetzt aber dessen wirksame Be-

kanntgabe.38 Da den Adressaten und Be-

troffenen i. S. v. § 41 Abs. 1 VwVfG mithin kein 

Nachweisdokument über die Existenz des 

Verwaltungsakts zugeht, ist ihnen nach § 42a 

Abs. 3 VwVfG neu auf Verlangen der Eintritt 

der Genehmigungsfiktion schriftlich zu be-

scheinigen. Die Vorschriften der § 42a Abs. 1 

bis 3 VwVfG neu sollen nach § 42a Abs. 4 

VwVfG neu auch für Anzeigeverfahren gelten. 

III. Im Musterentwurf nicht berück-

sichtigte Regelungskomplexe 

Wie unter II. ausgeführt, enthält der Muster-

entwurf Regelungsvorschläge zur Umsetzung 

von Art. 6 bis 8 und 13 DLRL. Die geplanten 

Bestimmungen erschöpfen jedoch den aus der 

DLRL resultierenden verwaltungsverfahrens-

rechtlichen Regelungsbedarf noch nicht. Will 

man der bereits erwähnten Entlastungs-

funktion39 der auch als „Grundgesetze der 

Verwaltung“40 bezeichneten allgemeinen ver-

fahrensrechtlichen Kodifikationen wirksam 

Geltung verschaffen, erscheint es notwendig 

oder zumindest sinnvoll, auch die nach-

folgenden Regelungskomplexe in die Ver-

waltungsverfahrensgesetze aufzunehmen:41 

- Als Auffangregelung für die nicht von 

speziellen EG-Rechtsakten erfassten Vor-

gänge sieht Art. 5 Abs. 3 Satz 1 DLRL die 

Anerkennung von Dokumenten zum Nachweis 

der an Dienstleister gestellten Anforderungen 

vor. Art. 5 Abs. 3 Satz 2 DLRL untersagt die 

Forderung von Originalen sowie beglaubigten 

Kopien und – insofern im Widerspruch zum 

geltenden § 23 Abs. 2 Satz 2 VwVfG42 – be-

glaubigten Übersetzungen. 

- Art. 10 Abs. 3 DLRL enthält ein Verbot 

der doppelten Anwendung von Anforderungen 

und Kontrollen, denen der Dienstleister bereits 

in einem anderen oder auch im selben Mit-

gliedstaat unterworfen war.43 

- Von der DLRL erfasste Ge-

nehmigungen müssen infolge Art. 10 Abs. 4 

DLRL künftig grundsätzlich bundesweit gelten, 

es sei denn, zwingende Gründe des All-

gemeininteresses rechtfertigen betriebs-

stättenbezogene oder territoriale Be-

schränkungen.44 Desgleichen sind Be-

fristungen von Genehmigungen gemäß Art. 11 

Abs. 1 DLRL künftig nur noch ausnahmsweise 

zulässig.45 

- In Ergänzung der §§ 4 ff. VwVfG 

könnte schließlich auch der in Art. 28 ff. DLRL 

geregelte Komplex der Verwaltungs-
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zusammenarbeit46 in die Kodifikationen auf-

genommen werden, zumal mit § 71d VwVfG 

neu bereits eine aus der DLRL folgende, von 

den klassischen Amtshilfegrundsätzen ab-

weichende Regelung der Behörden-

zusammenarbeit in den Musterentwurf Ein-

gang gefunden hat. 

IV.  Fazit 

Mit den im Bund/Länder-Musterentwurf für ein 

Gesetz zur verwaltungsverfahrensrechtlichen 

Umsetzung der EG-Dienstleistungsrichtlinie 

vorgeschlagenen Regelungen würde ein erster 

Schritt zur Implementierung von Kernbestand-

teilen der verfahrensrechtlichen Anforderungen 

der Richtlinie vollzogen. Der Entwurf weist 

freilich einige Schwächen auf: Außer dem ver-

unglückten Terminus „einheitliche Stelle“ be-

trifft dies zunächst die von einer legislativen 

Einzelfallanordnung abhängig gemachte An-

wendung des Verfahrens über einheitliche 

Ansprechpartner und der Genehmigungs-

fiktion. Bedenklich stimmen auch die nicht 

automatisch erfolgende, sondern an eine 

Willensbekundung des Adressaten geknüpfte 

Bekanntgabe von Verwaltungsakten über den 

einheitlichen Ansprechpartner und die mit Ab-

lauf eines Monats eintretende Bekanntgabe-

vermutung für postalisch ins Ausland ver-

sandte Schriftstücke. Des Weiteren erscheint 

die geplante Regelfrist von drei Monaten für 

Genehmigungsentscheidungen und Anzeigen 

nur in seltenen Fällen sachgerecht. Schließlich 

ist als Manko zu vermerken, dass der Muster-

entwurf keine Regelungen zur Umsetzung der 

Art. 5 Abs. 3, 10 Abs. 3 und 4, 11 Abs. 1 und 

28 ff. DLRL enthält, deren Aufnahme in die 

Verwaltungsverfahrensgesetze sich ebenfalls 

anböte. 
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